
AKTUELLES ZUM WIRTSCHAFTS- UND STEUERRECHT :

»

DER MONAT

Die ECA-Steuerberater

JULI 2019

» Bitte keine teuren
Wahlgeschenke »
Der Ibiza-Skandal war Auslöser dafür, dass die österreichische Bundesre-
gierung zerbrochen ist. Die logische Folge sind Neuwahlen im September 
dieses Jahres.

Seit einigen Wochen herrscht eine besondere Art des Parlamentarismus 
im Hohen Haus am Ring. Die dort vertretenen Parteien suchen sich für die 
ihnen wichtigen Themen Mehrheiten und führen in unterschiedlichsten 
Farbenspielen Beschlüsse herbei.

Das kann aber auch gefährlich werden. Denn die Zeiträume vor den 
letzten Nationalratswahlen wurden durch die Parteien leider mehrmals 
missbraucht, um teure Wählerversprechen zu beschließen, deren Kosten 
die zukünftigen Generationen noch zu tragen haben werden.

Selbst das Gesellschaftsrecht, konkret das GmbH-Gesetz, wurde für die 
ursprünglich so tolle „GmbH-Light“ geändert, um jedem kleinen Unter-
nehmen die Rechtsform der GmbH zu ermöglichen. Gläubigerschutz ist 
da weit in den Hintergrund gerückt.

Daher ein Appell an die Politik: Bitte agiert verantwortungsvoll und mit 
Umsicht. Die Bürger werden Euch dafür dankbar sein.
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Wenn eine Reise nicht nahezu ausschließ-
lich beruflich veranlasst ist, sind die Kosten 
dafür steuerlich nicht absetzbar. Das gilt 
aber nicht für die am Reiseort angefal-
lenen Kurskosten.

Eine Französischlehrerin einer allge-
meinbildenden höheren Schule nahm 
an einem Sprachkurs teil, der in Marti-
nique stattfand. Daraufhin wollte die 
Lehrerin die dabei angefallenen Kurs-
kosten und Reisekosten (Kosten für 
Transfer und Unterkunft sowie Verpfle-
gungsmehraufwand in Form von Tages-
geldern) als Werbungskosten steuerlich 
geltend machen.

Das Finanzamt lehnte den Abzug all die-
ser Kosten als Werbungskosten ab. Das 
Bundesfinanzgericht hingegen ging in 
seiner Entscheidung davon aus, dass 
die Kurskosten zur Gänze und die Rei-
sekosten teilweise anzuerkennen seien. 
Gegen diese Entscheidung erhob das Fi-

nanzamt Revision an den Verwaltungs-
gerichtshof (VwGH).

Entscheidung des VwGH

Der VwGH führte in seiner Entscheidung 
aus, dass zwischen den Kurskosten und 
den Reisekosten zu unterscheiden ist. 
Da die Lehrerin im gegenständlichen 
Fall nachweisen konnte, dass die Bil-
dungsmaßnahme zweifellos für ihre 
Berufstätigkeit förderlich war, sind die 
Kurskosten als Werbungskosten (Bil-
dungskosten) absetzbar. Für die Absetz-
barkeit der Kosten für den Kurs an sich 
macht es nämlich keinen Unterschied, 
ob der Steuerpflichtige einen Kurs an 
seinem Wohnort oder an einem anderen 
Ort absolviert.

Der VwGH verwies auf die von der Recht-
sprechung entwickelten Vorausset-
zungen zur steuerlichen Anerkennung 
von Kosten einer „Studienreise“. Eine 
dieser Voraussetzungen ist, dass das Rei-

seprogramm und seine Durchführung 
nahezu ausschließlich auf jene Berufs-
gruppe ausgerichtet sind, der auch der 
Steuerpflichtige angehört und somit 
jeglicher Anziehungskraft auf andere als 
in der spezifischen Richtung beruflich 
interessierte Teilnehmer entbehren.

Im gegenständlichen Fall einer Reise in 
touristisch interessante Regionen war 
dieses Kriterium nicht erfüllt. Es war da-
her davon auszugehen, dass die Reise-
kosten sowohl durch private Erholungs- 
und Bildungsinteressen wie auch durch 
betriebliche bzw. berufliche Interessen 
veranlasst waren. Eine Veranlassungs-
prüfung ist für jeden einzelnen Reisetag 
vorzunehmen.

Da die Reise nicht „ausschließlich“ be-
trieblich bzw. beruflich veranlasst war, 
stellten die Reisekosten für die Sprach-
reise laut VwGH keine steuerlich ab-
zugsfähigen Werbungskosten dar.

»Reisekosten bei Fortbildungen »

Alle meldepflichtigen Rechtsträger müs-
sen ihre wirtschaftlichen Eigentümer 
über das Unternehmensserviceportal des 
Bundes (USP) im Register der wirtschaft-
lichen Eigentümer melden. Bei Verstößen 
gegen diese Meldepflicht kann es zu Stra-
fen kommen, die jedoch bei rechtzeitiger 
Selbstanzeige verhindert werden können.

Basis für die Meldeverpflichtung ist das 
Wirtschaftliche Eigentümer Registerge-
setzes (kurz: WiEReG). Zu melden sind Da-
ten über die wirtschaftlichen Eigentümer 
von Gesellschaften, Stiftungen und Trusts 
für Zwecke der Verhinderung der Geldwä-
scherei und Terrorismusfinanzierung.

Unter einem wirtschaftlichen Eigentü-
mer versteht man jene natürliche Per-
son, der eine Gesellschaft, eine Stiftung 
oder ein Trust wirtschaftlich zugerech-
net werden kann.

Meldeverpflichtungen bestehen für alle 
Rechtsträger im Sinne des WiEReG mit 
Sitz im Inland. Das sind insbesondere Ak-
tiengesellschaften, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (GmbH), Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, Pri-
vatstiftungen und Vereine. Für offene 

Gesellschaften (OG) und Kommandit-
gesellschaften (KG) bestehen die Mel-
deverpflichtungen nur eingeschränkt, 
wenn nicht alle persönlich haftenden 
Gesellschafter natürliche Personen sind 
und eine andere natürliche Person die 
Kontrolle auf die Geschäftsführung aus-
übt.  Keine Rechtsträger im Sinne des 
WiEReG und daher nicht meldepflich-
tig sind etwa Wohnungseigentümerge-
meinschaften, Agrargemeinschaften, 
Gesellschaften nach bürgerlichem Recht 
oder Einzelunternehmer.

Strenge Formalvorschriften
für Selbstanzeige

Laut WiEReG stellen Verstöße gegen die 
Meldeverpflichtung Finanzvergehen dar 
und fallen unter das Finanzstrafgesetz. 
Daher kann bei Meldeverstößen eine 
Selbstanzeige eingebracht werden, um 
im Falle einer verspäteten WiEReG-Mel-
dung eine Strafbefreiung erwirken zu 
können. Allerdings sind dabei die stren-
gen Formalvorschriften für eine Selbst-
anzeige zu beachten.

Die Selbstanzeige ist beim Finanzamt 
einzubringen. Die WiEReG-Meldung 

selbst hat ausschließlich über das Un-
ternehmensserviceportal (USP) zu erfol-
gen. Das Finanzministerium empfiehlt, 
die Selbstanzeige beim für den Rechts-
träger (z. B. die GmbH) örtlich zustän-
digen Finanzamt zu erstatten und in 
der Selbstanzeige die Meldepflichtver-
letzung darzulegen. Zeitgleich ist die 
korrekte Meldung an das Register über 
das USP durchzuführen. Ob in Zukunft 
eine gesetzliche Regelung geschaffen 
wird, wonach die Nach- oder Korrektur-
meldung über das USP gleichzeitig die 
Wirkung einer Selbstanzeige hat, bleibt 
abzuwarten.

ECA-Steuertipp:

Die WiEReG-Meldungen sind seit 
1.6.2018 bzw. laufend bei Neugrün-
dung zu erstatten. Diese können auch 
durch die steuerlichen Vertreter durch-
geführt werden.

Wir unterstützen Sie gerne nicht nur 
bei der laufenden Meldung, sondern 
auch im Falle eines Korrekturbedarfs 
oder einer Selbstanzeige.

»Selbstanzeige bei Meldeverstößen
nach dem WiEReG »
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>WWW.ECA.AT
Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe.

Die Anstellung von Ärzten in Ordinationen 
oder Gruppenpraxen war gesetzlich zu-
nächst nicht vorgesehen. Aufgrund einer 
Änderung des Ärztegesetzes ist die Anstel-
lung von Ärzten nun unter bestimmten 
Voraussetzungen möglich.

Die steuer- und sozialversicherungs-
rechtliche Einstufung von Ärzten, die in 
Ordinationen oder Gruppenpraxen mit-
arbeiten, birgt Unsicherheiten.

Im Rahmen von Prüfungen der lohnab-
hängigen Steuern und Abgaben wurde 
in diesen Fällen durch die Behörden im-
mer wieder das Vorliegen von Dienst-
verhältnissen bejaht. Die Folge war die 
Vorschreibung von Lohnabgaben (Lohn-
steuer, Dienstgeberbeitrag, Zuschlag 
zum Dienstgeberbeitrag, Kommunal-
steuer), die dann nachzuzahlen waren.

Nun ist die Anstellung von Ärzten im Rah-
men von echten Dienstverhältnissen unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich.

Anstellung von Ärzten

Die neue Regelung sieht vor, dass in Ein-
zelordinationen Ärzte im Umfang eines 
Vollzeitäquivalents von 40 Stunden pro 
Woche, in Gruppenpraxen (egal wie 
viele Gesellschafter) im Umfang von 
zwei Vollzeitäquivalenten angestellt 

Ein Antrag auf Vorsteuererstattung in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat ist mög-
lich, sobald österreichische Unternehmer 
im Ausland Lieferungen oder sonstige Leis-
tungen beziehen und in den ausgestellten 
Rechnungen ausländische Vorsteuer aus-
gewiesen ist.

Ein österreichischer Unternehmer über-
nachtet zum Beispiel im Rahmen einer 
Geschäftsreise in einem Hotel in Vene-
dig. Das Hotel verrechnet die Leistung 
zuzüglich italienischer Umsatzsteuer. 
Der Österreicher darf sich die italie-
nische Umsatzsteuer nicht bei seiner 
österreichischen Umsatzsteuervoran-
meldung (UVA) als Vorsteuer abziehen, 

werden dürfen, wobei ein Vollzeitäqui-
valent zur Anstellung von höchstens 
zwei Ärzten berechtigt.

Das bedeutet, dass eine Einzelordination 
maximal zwei Ärzte im Umfang von 40 
Stunden pro Woche und eine Gruppen-
praxis maximal vier Ärzte im Umfang von 
80 Stunden pro Woche anstellen darf.

Bei zukünftigen Primärversorgungsein-
heiten darf die zulässige Anzahl der an-
gestellten Ärzte auch überschritten wer-
den, sofern dies mit der RSG-Planung 
(Regionaler Strukturplan Gesundheit) 
übereinstimmt.

Die Anstellung darf nur im Fachgebiet 
der Einzelordination bzw. des Gesell-
schafters der Gruppenpraxis erfolgen.

Für Patienten soll das Recht auf eine 
freie Arztwahl erhalten bleiben. Kas-
senärzte oder Kassengruppenpraxen 
dürfen Ärzte nur anstellen, wenn die 
Kasse zustimmt. Für die Bezahlung der 
bei niedergelassenen Ärzten bzw. Grup-
penpraxen angestellten Ärzte soll ein 
Kollektivvertrag abgeschlossen werden.

Bei der Anstellung von zusätzlichen 
Ärzten in der Ordination bzw. Gruppen-
praxis wird vorausgesetzt, dass die Ordi-
nationsinhaber bzw. die Gesellschafter 

sondern er kann bei der italienischen 
Behörde einen Antrag auf Vorsteuerer-
stattung einbringen.

Bei der Frist für die Erstattung von Vor-
steuerbeträgen in einem anderen EU-
Mitgliedstaat handelt es sich um eine 
Fallfrist. Dies bedeutet, dass alle An-
träge für die Erstattung von Vorsteuer-
beträgen des Jahres 2018, die nicht bis 
zum 30.9.2019 im Erstattungsstaat ein-
gelangt sind, abgelehnt werden.

Elektronische Anträge
über Finanzonline

Österreichische Unternehmer müssen 
sämtliche Erstattungsanträge in elek-

der Gruppenpraxis weiterhin überwie-
gend selbst in der Ordination tätig sind. 
Bei der Anstellung handelt sich nicht um 
eine Vertretung der Ordinationsinhaber.

Durch die zusätzliche Anstellung von 
Berufskollegen soll es zu einer Auswei-
tung des Leistungsvolumens der Ordi-
nation, zu einer Entlastung der Ordina-
tionsinhaber und zu Erleichterungen 
beim Einstieg von Jungärzten kommen. 
Auch die Rolle des Hausarztes und die 
Gesundheitsversorgung vor Ort sollen 
dadurch gestärkt werden.

Ärztliche Vertretungen

Zusätzlich zum möglichen Anstellungs-
verhältnis wird im Ärztegesetz nun auch 
die ärztliche Vertretung der Ordina- 
tionsinhaber bzw. der Gesellschafter der 
Gruppenpraxen geregelt.

Unter Vertretung versteht der Gesetzge-
ber die ordnungsgemäße Fortführung 
einer Ordination durch einen anderen 
Arzt im Falle der persönlichen Verhinde-
rung des Ordinationsinhabers. Ist der so-
genannte Vertretungsarzt überwiegend, 
also zu mehr als 50 %, nicht gleichzeitig 
mit dem Ordinationsinhaber ärztlich tä-
tig, so ist der Vertretungsarzt laut ÄrzteG 
nicht anzustellen, sondern er hat wie bis-
her seine Leistungen als freiberuflicher 
Arzt mittels Honorarnoten abzurechnen.

ECA-Steuertipp:

In jedem Fall der Zusammenarbeit ist 
es zu empfehlen, das etwaige Vorlie-
gen von steuerlichen bzw. sozialversi-
cherungsrechtlichen Dienstverhältnis-
sen zu prüfen. Wir beraten Sie gerne!

tronischer Form über Finanzonline ein-
reichen. Der Erstattungsmitgliedstaat 
kann bei Rechnungen über EUR 1.000,00 
bzw. bei Kraftstoffrechnungen über EUR 
250,00 die Vorlage einer Kopie verlan-
gen. Die deutsche Steuerverwaltung 
beispielsweise verlangt zwingend die 
Übermittlung der Rechnungen mit den 
oben angeführten Wertgrenzen. Diese 
sind somit jedenfalls mit dem elektro-
nischen Antrag hochzuladen.

»Anstellung von Ärzten in Ordinationen
und Gruppenpraxen »

»Erstattung von Vorsteuerbeträgen aus EU-Mitgliedstaaten bis 30.9.2019 »
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Im Wandel der Zeit gut beraten.


